
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Newsletter Februar 2024  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 

 
Die Ampel kreißte und gebar das Wachstumschancengesetz. Zusammenge-
stutzt von sieben auf drei Milliarden Euro stehen die Chancen für das Wirt-
schaftswachstum, die es bewirken soll, in keinem Verhältnis zu dem Eigen-
lob, mit dem die Ampel sich dafür feiert. 
 
Dennoch hätte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch diesem kleindimen-
sionierten Gesetz zugestimmt, würden zu seiner Finanzierung nicht in be-
sonderem Maße die Landwirte herangezogen, indem ihnen die Agrardiesel-
rückvergütung gestrichen werden soll. Das ist der direkte Zusammenhang, 
den die Ampelparteien verwischen wollen: Wachstumschancen finanziert 
das Gesetz nur dem einen Teil der Wirtschaft. Zahlen soll der andere Teil, 
die Landwirte, deren Wettbewerbschancen durch das Agrardiesel-Aus be-
schnitten werden. 
 
Dass die unionsgeführten Länder im Bundesrat nun ihre Zustimmung zu 
dem Gesetz davon abhängig machen, dass das „Agrardiesel-Aus“ zurückge-
nommen wird, hat meine volle Unterstützung.  
 
Und die Ampel kreißte erneut. Was sie sich aber mit dem Gesetz zur Can-
nabislegalisierung (CanG) ausgedacht hat, ist leider kein Gesetzchen gewor-
den, sondern ein Monster. Diejenigen in der SPD, die etwas davon verstehen, 
wie Kriminalhauptkommissar Sebastian Fiedler MdB, haben ihren eigenen 
Fraktionskollegen einen Warnbrief geschrieben. Der blieb ebenso ungehört 
wie die Warnungen der Kinder- und Jugendärzte, der Richter, der Lehrer, der 
Verkehrs- und Kriminalpolizei und aller Innenminister. Im Ausschuss für 
Ernährung und Landwirtschaft, der auch für den gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz zuständig ist, wurde mir eine Debatte zu dem CanG von den Mit-
gliedern der Ampel regelrecht verweigert. 
 
Auch zu diesem Gesetz haben die Bundesländer im Bundesrat ihren Wider-
stand schon angekündigt. Verhindern können werden sie es nicht, ohne dass 
die Ampel im Vermittlungsausschuss zur Besinnung kommt.  
 

Ihr   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

 
An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Video 
aus dem Bundestag. Dieses Mal ist es eher eine Bot-
schaft an den Bundestag aus Bad Sassendorf: 
 

Haus Düsse – Stall der Zukunft 
Neue Möglichkeiten der Schweinehaltung.  

 
Bericht des WDR von der Eröffnung am 26.02.2024. 
Eine faszinierende Versuchsphase beginnt. 
 

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/schweinestall-zukunft-bad-sassendorf-100.html


 
  

Die Themen im Februar    
    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 
 

 

 

 

       

In Berlin   

• Podium zum Bodenmarkt bei Agrarrecht-Tagung  

• Besuche aus dem Kreis Soest: 

➢ Marienschule 

➢ Schützenbruderschaft St. Sebastianus aus Westönnen 

und Dorfgemeinschaft Allagen/ Oberbergheim 

 

Im Wahlkreis  

• Haus Düsse eröffnet den „Stall der Zukunft“ 

• INI Berufskolleg - Auszeichnung von SkillUp 

• Börde Werkstätten – Integration in den Arbeitsmarkt 

• Patenschaft für das Pilgeroratorium: Maria – eine wie 

keine. Wandern Sie gern mit am 22.05.2024! 

• Bei der Seniorenunion KV Soest: Bericht aus Berlin 

• Politische Diskussion im Marien-Gymnasium Werl 

 

 

  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz  

• Kernbotschaften der Plenarwochen im Februar  

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion Februar 2024   
z.B. 

• Wirtschaftswende jetzt – Sofortprogramm für die Deut-

sche Wirtschaft 

• Cannabislegalisierung stoppen, Gesundheitsschutz ver-

bessern 

• Bezahlkarte jetzt rechtssicher einführen  

 

 

 

Bürgersprechstunden im März 2024 

Kommen Sie vorbei, ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis  
                                                                                                                                 

Eröffnung im VBLZ Haus Düsse: „Stall der Zukunft“ 
Zwei Ausbildungs- und Demonstrationsställe für Schweinehaltung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf diese Eröffnung war ich sehr gespannt: Die Nutztierhaltung der Zukunft 

wurde hier gezeigt. 

Finanziert vom Ministerium für Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes NRW 

und unter der Leitung des Versuchs- und Bildungszentrums Landwirtschaft (VBLZ) Haus 

Düsse sind zwei Ausbildungs- und Demonstrationsställe für alternative Haltungssysteme 

in der Schweinemast gebaut und gestern in Betrieb genommen werden 

Nutztierstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen 

Zur Eröffnung durch Ministerin Silke Gorißen waren Experten auf dem Gebiet der Tier-

haltung und der Präsident sowie weitere Vertreter der Landwirtschaftskammer NRW 

nach Bad Sassendorf gekommen. Diese Stallprojekte sind ein wichtiger Teil der Nutz-

tierstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen.  

Dazu veröffentlicht Haus Düsse: „Ziel ist die Entwicklung und Erprobung neuartiger Stall-

systeme unter besonderer Berücksichtigung der Aspekte „Verbesserung des Tierwohls“, 

„Reduzierung negativer Umweltwirkungen“ und „Steigerung der Verbraucherakzeptanz“. 

Die zwei unterschiedlichen Stallsysteme bieten ein erhöhtes Platzangebot für die Tiere, 



 
  

strukturierte Funktionsbereiche, organisches Beschäftigungsmaterial, Außenklimakontakt 

bzw. Auslauf mit Wühlgarten und technische Verfahren zur Kot-Harn-Trennung, um Emis-

sionen zu reduzieren. Damit würden sie in den Stufen drei (Frischluftstall) bzw. vier (Aus-

lauf/Weide) des staatlichen Tierhaltungskennzeichens eingestuft. 

Die Ställe dienen der Aus- und Weiterbildung sowie der Darstellung der zukünftigen 

Schweinehaltung für die Gesellschaft. 

Neuartiges Cabriodach zur Erforschung der Klimaführung von Außenställen 

In den weiteren Jahren sollen praxisrelevante Versuche und Erprobungen in den beiden 

Ställen stattfinden, um das generierte Wissen an die Praxis weiterzugeben. Im Fokus stehen 

dabei zunächst Untersuchungen zum Stallklima sowie Emissionsmessungen, die Erfassung 

von Stäuben sowie die Detektion von Hitzestress. Da einer der Ställe ein neuartiges Cab-

riodach aufweist, werden in diesem Stall grundlegende Untersuchungen zum Management 

der Klimaführung und Steuerung des Daches stattfinden. Ebenso wird die Erfassung und 

Verbesserung des Tierwohl im Vordergrund stehen, da mittels RFID sowie der automati-

schen Erfassung der Tieraktivität über den Einsatz von Kameras neue Erkenntnisse zum 

Verhalten der Schweine generiert werden sollen. Insgesamt werden wichtige Erkenntnisse 

über den Betrieb und das Management von Außenklimaställen gewonnen.“ 

Der Projektstall ist ein wertvoller Baustein der Nutztierstrategie NRW und hilft langfristig 

bei der Umsetzung der Empfehlungen der Borchert-Kommission. 

 

Auch für meine Arbeit im Agrarausschuss der Deutschen Bundestages erhielt ich in der 

Veranstaltung wertvolle Impulse. Außerdem begrüße ich es natürlich sehr, dass für das 

Projekt rund 5 Millionen Euro an Fördermitteln des Landes NRW in den Kreis Soest ge-

flossen sind. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Foto: Thieken Architekten                                                             zurück 



 
  

INI Berufskolleg und INI Förderberufskolleg Lippstadt 
Auszeichnung von SkillUp für nachhaltiges Bildungskonzept 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beeindruckende Bildungsprojekte im INI Berufs- und Förderberufskolleg 

Bereits zum zweiten Mal besuchte ich auf Einladung von Koordinatorin Stefanie Bauer-

dick das INI Berufskolleg und INI Förderberufskolleg Lippstadt. Anlass meines ersten Be-

suchs war die Auszeichnung zur Verbraucherschule Gold. Nun wurde die Schule von 

SkillUp ausgezeichnet. 

Bildungskonzept SkillUp 

SkillUp ist ein Bildungskonzept und wurde 2023 mit dem Nationalen Preis Bildung für 

nachhaltige Entwicklung von der UNESCO und dem Bundesministerium für Bildung und 

Forschung geehrt. Mittels kreativer und motivierender Materialien und Methoden wer-

den die Lernenden befähigt, eigene Stärken zu erkennen, ihre Potenziale zu entfalten und 

ihre Lernwege weitestgehend selbstständig zu gestalten. Im Rahmen der Auszeichnung 

wurden von Schülerinnen und Schülern verschiedener Klassen vielfältige Projekte vorge-

stellt. 

Das INI Berufskolleg arbeitet bereits seit 3 Jahren mit der aus Baden-Württemberg stam-

menden Gründerin und Initiatorin von SkillUp, Sabine Barth, zusammen. Um SkillUp er-

folgreich und systematisch umzusetzen, wurde das Kollegium des INI Berufskollegs bereits 

mehrfach fortgebildet und über das Landesprogramm Bildung und Gesundheit gefördert.  

Über den INI-Firmenverbund: 

Der INI-Firmenverbund (INI) ist ein breit aufgestellter Sozialdienstleister im Kreis Soest. 

Zum Leistungsangebot der INI gehören Schulen, Kindertages- stätten, Maßnahmen der Ju-

gendsozialarbeit und -berufshilfe, Weiterbildungswerke, ambulant betreutes Wohnen und 

diverse Inklusionsbetriebe. Dazu gehören die Betriebe Der Kaufladen, Der Bioladen, Care-

kauf, Gutshof Warstein, Kasino, Cafeteria, Radstation und IKS. Rund 450 Mitarbeiter sind 

in dem Firmenverbund beschäftigt. 

 
 



 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  

Ich danke für die Einladung und komme gern wieder. 

 

 zurück zur Übersicht 

 

 

Börde Werkstätten Herzfeld 
Menschen mit Beeinträchtigung in den Arbeitsmarkt integrieren 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Vorsitzende des Werkstatt-Rats Fabian Rüpping, erläutert mir die einzelnen Stationen 

 
Auf Einladung des Werkstatt-Rats besuchte ich die Börde Werkstatt Herzfeld. Fabian Rüp-

ping, Vorsitzender des Werkstattrats, führte mich durch die Werkstätten und erläuterte das 

breite Angebot von der Elektromontage, über Konfektionierung, Verpackung, Metallverar-

beitung bis zur Landschafts- und Gartenpflege. 

 



 
  

Die rund 150 Beschäftigten in dieser Werkstatt sind Menschen mit körperlichen und geis-

tigen Beeinträchtigungen, die unter fachkundiger Anleitung in den verschiedenen Berei-

chen tätig sind. 

 

In dem anschließenden Gespräch, an dem auch zwei Vertreter des Trägers Evangelische 

Perthes-Stiftung teilnahmen, äußerten die Beschäftigten immer wieder eine große Sorge: 

Dass die Politik diese Form der Integration von Menschen mit Beeinträchtigungen in den 

Arbeitsmarkt wegsparen könne. „Es wäre schlimm,“ führte Rüpping aus, „wenn es keine 

Werkstatt für Behinderte mehr geben würde. Es können nicht alle Beschäftigten auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt werden. Unternehmen auf dem regulären Arbeits-

markt sind mit hohen Steuerlasten konfrontiert und können es sich oft nicht leisten, Men-

schen mit Behinderungen einzustellen, da diese häufig langsamer arbeiten und häufig 

krankheitsbedingt ausfallen". 

 

Diese Sorge, dass es keine Werkstätten für Behinderte mehr geben solle, konnte ich ihnen 

ganz klar nehmen: „Werkstätten wie diese hier in Herzfeld sind ein großer Gewinn für den 

Arbeitsmarkt und für unsere Gesellschaft. Durch die fachliche Betreuung und die Flexibi-

lisierung der Arbeitszeit kann gezielt auf die speziellen Bedürfnisse der Mitarbeiter einge-

gangen werden, so dass ihre Fähigkeiten entwickelt werden und sie am Arbeitsleben teil-

haben können.“  

 

Die Börde Werkstätten bieten Menschen mit Behinderungen individuelle Förderung und 

Arbeitsplätze in verschiedenen Bereichen an. Mit Standorten in Soest und Werl ermögli-

chen sie gesellschaftliche Teilhabe und Selbstbestimmung für Menschen mit Beeinträchti-

gungen. Die Börde-Werkstätten sind Dienstleister für Wirtschaft, Industrie, Kommunen 

und private Auftraggeber. Mit einem breiten Angebot sind sie kompetente Ansprechpart-

ner für die Bereiche Elektromontage, Konfektion, Montage, Verpackung, Metallverarbei-

tung und Landschafts- und Gartenpflege. 

                                                   

zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

Patenschaft für das Pilgeroratorium „Maria – Eine wie 

keine“  
Den Weg von Körbecke nach Soest wander ich mit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

mit Superintendent Dr. Manuel Schilling 

 

Ein Stück des Pilgerweges am Mittwoch, 22.05.2024 

Dr. Manuel Schilling, Superintendent des evangelischen Kirchenkreises Soest-Arnsberg, 

hatte mich zu sich gebeten. Es ging um die Patenschaft für ein Stück des Pilgerweges vom 

Sauerland bis zur Porta Westfalica. 16 Tage Wanderung und Nachdenken über eine der 

stärksten Frauenfiguren in der Geschichte der Menschheit, die Gottesmutter „Maria - eine 

wie keine“. Für die Strecke von Körbecke nach Soest bat er mich, die Patenschaft zu 

übernehmen. Die übernehme ich sehr gern und freue mich, zusammen mit den jungen 

Pilgern diese Wegstrecke mitzuwandern.  

 

Das Pilgeroratorium 2024, aus dem Programm: 

Im Mai 2024 wird eine Gruppe Jugendlicher auf einer 16-tägigen Wanderung durch West-

falen von Lüdenscheid bis Minden an insgesamt acht Orten ein modernes Oratorium auf-

führen. Das eigens dafür geschaffene Werk setzt in Szenen, Musik und Filmeinblendun-

gen die Lebenserinnerungen der biblischen Maria, der Mutter Jesu, um. Es bietet so eine 

gegenwartsnahe Umsetzung und Erweiterung des klassischen Genres „Oratorium“ – und 

ein einzigartiges Erlebnis für Mitwirkende und Zuhörende. 

 

Superintendent Dr. Manuel Schilling ist auch Lehrbeauftragter an der Hochschule für 

Kirchenmusik in Herford. 

 

Vielleicht wandern Sie auch mit. Es würde mich freuen. 

 

Die Termine für die Oratorienkonzerte im Kreis Soest: 

o Mittwoch  22.05.2024   Wiesenkirche Soest 

o Freitag       24.05.2024   Marienkirche Lippstadt                                                   zurück 



 
  

Seniorenunion KV Soest: Bericht aus Berlin 
Treffen in der Kreisgeschäftsstelle 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ein Bericht aus Berlin war erbeten – kein Grund zur Freude 

Die Mitglieder der Seniorenunion Kreisverband Soest waren in großer Besetzung in die 

Kreisgeschäftstselle gekommen. Die Nachrichten, die zur Zeit aus Berlin kommen, sind ja 

auch mehr als beunruhigend.  

 

Welches Thema man auch aufgreift - Landwirtschaft, Wirtschaft, Versorgung im ländlichen 

Raum (Arztpraxen, Apotheken, Verkehr), Bauwirtschaft, Fachkräftemangel und offene 

Stellen - , stößt man auf politische Fehlsteuerung und ernste Probleme im Lande. 

 

Wo aber die Ampelregierung Geschlossenheit zeigt, wie mit dem Selbstbestimmungsgesetz 

und der Cannabislegalisierung, werden die Probleme nicht kleiner, sondern die 

Beunruhigung größer. 

 

Scharfe Oppositionsarbeit wirkt 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat mit ihrer scharfen Oppositionsarbeit durchaus 

Erfolg. Die Abmilderung des GEG (Heizungsgesetz), das langsame Einlenken der Grünen 

beim Thema Wolf, unsere harte Linie in der Agrardieseldebatte sind nur einige Beispiele 

dafür, dass die Union auf der Oppositionsbank ihre Regierungsfähigkeit nicht verlernt hat. 

 

Entsprechend lebhaft war die Diskussion, die sich an meinen Bericht anschloss.  

 

 

 

 

 

 



 
  

Politische Diskussion im Marien-Gymnasium Werl 
Debatte zu Demokratie mit dem Leistungskurs Geschichte 

 

 

 

 

 

 

 

Jens Hanfland, Geschichtslehrer am städtischen Marien-Gymnasium Werl, hatte mich ein-

geladen, mit seinen Schülern (8. Klasse) und dem Leistungskurs Geschichte über die aktu-

elle politische Situation in Deutschland zu sprechen. Die Berichterstattung über das Pots-

damer Treffen, die dadurch ausgelösten Demonstrationen gegen AfD und Rechtsextremis-

mus sorgen auch unter den Schülern für Diskussionen. Bei manchen haben die Ereignisse 

handfeste Ängste ausgelöst.  

Sehr gut vorbereitet gingen die 15-17jährigen in unser Gespräch, so dass eine gute Debatte 

über Demokratie und deren Schutz, Bürgerrechte und -pflichten, Freiheit und Sicherheit 

aufkam. 

Aber auch ganz alltägliche Probleme wie ÖPNV im ländlichen Raum und marode Schul-

gebäude wurden angesprochen. Und aktuell wieder von Interesse: Die Frage der Einfüh-

rung eines verpflichtenden Sozialen Jahres, wie es beispielsweise im Entwurf des Grund-

satzprogrammes der CDU gefordert wird. 

 

 

 

 

 

 



 
  

In Berlin 

Deutsche Gesellschaft für Agrarrecht (DGAR) 
Podium zum Thema Bodenmarkt und Agrarstrukturgesetze der Länder 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angeregte Diskussion mit Prof. Dr. Antje Tölle, Prof. Dr. José Martínez, Thomas Lettau, Dr. 

John Booth 

 

Man muss es mögen – ein Abend mit Agrarrechtlern zum Thema Agrarstruktur-

gesetze der Länder  

Für mich ist die Debatte um die Gesetzgebung zum landwirtschaftlichen Bodenmarkt tat-

sächlich ein Vergnügen der Sonderklasse, und zwar aus juristischer und aus politischer 

Perspektive.  

 

Denn hier geht es um sehr viel: 

Der landwirtschaftliche Bodenmarkt handelt mit einem knappen Gut, das sich nicht ver-

mehren lässt: Die Agrar- und Forstflächen in Deutschland. Und es geht um die alte Frage:  

Wer darf kaufen und wie viel zu welchem Preis? 

 

Kriterium: Ungesunde und nachteilige Verteilung von Grund und Boden 

Damit befasste sich die Deutsche Gesellschaft für Agrarrecht (DGAR) auf dieser Tagung, 

die sie unter das Thema „Agrarstrukturgesetze – jetzt oder nie“ gestellt hatte. Hintergrund: 

Schon seit Jahren zeichnet sich eine ungute Tendenz auf dem Bodenmarkt ab: Steigende 

Bodenpreise, Zunahme von Flächenkonzentrationen in einer Hand, Großinvestitionen 

landwirtschaftsfremder Unternehmen. Um dem entgegenzuwirken, arbeiten mehrere Bun-

desländer an Agrarstrukturgesetzen.  

 

Podium zu den Agrarstrukturgesetzesvorhaben Niedersachsen, Thüringen und Sachsen 

Die Gesetzesvorhaben von Sachsen, Thüringen und Niedersachsen wurden an diesem 

Abend vorgestellt und debattiert. Unter der Moderation von Frau Prof. Dr. Antje Tölle, 

Vorsitzende des Ausschusses für landwirtschaftliches Boden- und Enteignungsrecht der 



 
  

DGAR, und dem DGAR-Vorsitzenden und Fachanwalt für Agrar- und Steuerrecht Dr. John 

Booth diskutierten wir die unterschiedlichen Ansätze in Sachsen, Thüringen und Nieder-

sachsen. Neben mir waren eingeladen der sächsische Staatsminister für Energie, Klima-

schutz, und Landwirtschaft Wolfram Günther, ein Vertreter der thüringischen Landwirt-

schaftsministerin und von der Uni Göttingen Agrarrechtler Prof. José Martínez.  

 

 

Kleiner Exkurs zum Agrarrecht*  

 

„Die erste bundesweite Kontrolle von Grundstücksgeschäften wurde im letzten Jahr des 

Ersten Weltkrieges 1918 eingeführt. Das Rechtsgebiet setzt sich aus drei Materien zusam-

men.  

 

1. Das Grundstückverkehrsrecht sieht eine behördliche Kontrolle von Eigentumser-

werben an Grundstücken vor. Die wichtigsten Kriterien sind, ob eine Landwir-

tin/ein Landwirt ein Grundstück erwirbt und ob der Kaufpreis nicht überteuert ist. 

  

2. Im Siedlungsrecht existiert ein Vorkaufsrecht der gemeinnützigen Siedlungsunter-

nehmen. Sie können ein Grundstück erwerben, wenn der eigentliche Erwerber 

keine Landwirtin/kein Landwirt ist, aber zeitgleich eine aufstockungsbedürftige, er-

werbsbereite/r und –fähige/r Landwirtin/Landwirt vorhanden ist. Das Siedlungs-

unternehmen veräußert das Grundstück an sie weiter.  

 

3. Das Landpachtverkehrsrecht verlangt, dass Pachtverträge angezeigt werden. Sie 

können unter anderem auf einen angemessenen Pachtpreis überprüft werden. 

 

Diese drei Rechtsmaterien werden im Grundstücksverkehrsgesetz (GrdStVG), Reichssied-

lungsgesetz (RSG) und Landpachtverkehrsgesetz (LPachtVG) geregelt. Dies sind Bundesge-

setze, die gemäß Art. 125a Absatz 1 Grundgesetz (GG) auch nach der Föderalismusreform 

I fortgelten.  

 

Die Länder besitzen inzwischen die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz und kön-

nen die Gesetze ersetzen. Baden-Württemberg hat daraufhin im Jahre 2009 das Agrarstruk-

turverbesserungsgesetz (ASVG) erlassen und die drei Rechtsmaterien zusammengeführt. 

Im Bundesland Niedersachsen traten zum 1. September 2022 punktuell neue Regeln in 

Kraft.“  (*aus Einladung DGAR) 

 

 

Doppelten Anfall der Grunderwerbssteuer abschaffen 

Aber auch der Bund könnte für Entspannung auf dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt 

sorgen, indem er im Grunderwerbssteuergesetz den doppelten Anfall der Grunderwerbs-

steuer bei Ausübung des siedlungsrechtlichen Vorkaufsrechtes und der zeitnahen Weiter-

veräußerung an einen erwerbsberechtigten Landwirt (sogenannter Zwischenerwerb) ab-

schafft. 

 

zurück 



 
  

Besuche aus dem Kreis Soest 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gemeinsame BPA-Fahrt  

Schützenbruderschaft St. Sebastianus aus Westönnen und Dorfinitiative Allagen/ 

Niederbergheim e.V. 

2019 hatten die Schützenbruderschaft St. Sebastianus und die Organisatoren des Skywalk 

Möhnetal, die Dorfinitiative Allagen/ Niederbergheim e.V., sich bei mir für eine BPA-Fahrt 

beworben. Corona kam dazwischen, so dass es 2024 geworden ist, bis sie endlich ihre Fahrt 

antreten konnten: Drei Tage Berlin mit dichtgestecktem Programm, darunter ein Termin 

im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft zum Thema Ländlicher Raum 

sowie der Besuch im Bundestag. Hier hatten wir eine gute Stunde Zeit für einen Austausch 

und natürlich für das Foto vor der Reichstagskuppel.                                  zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 
Jahrgangsstufe 10 der Marien-
schule Lippstadt im Bundestag 
 
Auch in diesem Jahr kam eine 
Jahrgangsstufe 10 der Marien-
schule Lippstadt unter Leitung 
des Lehrers Dietmar Lange zu 
Besuch in den Bundestag. Die-
ses Mal fiel der Besuch in eine 
Sitzungswoche, so dass ich die 
Freude hatte, die Schüler und 
Schülerinnen selbst begrüßen 
zu können und ein bisschen 
von meiner Arbeit im Bundes-
tag zu berichten. Vorher konn-
ten sie auf der Besuchertribüne 
im Plenarsaal eine Bundestags-
debatte miterleben.  
 
Ich traf auf sehr aufgeweckte 
und politisch interessierte 
junge Leute. Mir hat die Begeg-
nung große Freude bereitet. 

 



 
  

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I Kernbotschaften der Plenarwoche im Februar 

Unser Leitantrag der Woche: „Für eine echte Zeitenwende in der deutschen Außen- und 

Sicherheitspolitik“ 

Zwei Jahre ist es her, dass Russland am 24. Februar 2022 mit seinem brutalen Angriff auf die 
Ukraine den Krieg in katastrophalem Ausmaß zurück auf unseren Kontinent gebracht hat. Die 
Ukrainer kämpfen auch für unsere Werte, die liberale, regelbasierte Ordnung und somit für 
die Sicherheit ganz Europas.  

Trotz dieser Bedrohungslage ist Deutschland von einem strategischen Paradigmenwechsel 
weit entfernt. Die vom Bundeskanzler in seiner Rede vom 27. Februar 2022 ausgerufene „Zei-
tenwende“ ist über das Stadium der Ankündigung nicht hinausgekommen. Die „Nationale Si-
cherheitsstrategie“ der Bundesregierung kratzt nur an der Oberfläche und zieht keine opera-
tiven Schlussfolgerungen für die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik. Die Bundesregie-
rung verschleppt notwendige strukturelle Anpassungen wie die Einrichtung eines „Nationa-
len Sicherheitsrates“. Ein Konzept für die staatliche Gesamtverteidigung, das auch den Zivil- 
sowie Bevölkerungsschutz berücksichtigt, sowie eine Gesetzgebung für den besseren Schutz 
kritischer Infrastrukturen, werden in Ressortstreitigkeiten verschleppt. Der Verteidigungs-
haushalt erfüllt nur kurzzeitig und mit Rechentricks das 2-Prozent-Ziel der NATO.  

Die Zeit drängt. Die Bedrohungslage erfordert jetzt entschlossenes Handeln der Bundesregie-
rung, national und in Europa. Noch zwei weitere Jahre Zeitenwende in Zeitlupe kann sich un-
sere Sicherheit nicht leisten. Deutschland muss verlässlich seinen sicherheitspolitischen Bei-
trag im europäischen und transatlantischen Bündnis leisten. In Europa muss Deutschland 
endlich gemeinsam mit Frankreich und Polen im Rahmen des „Weimarer Dreiecks“ Verant-
wortung übernehmen. 

Wirtschaftswende jetzt – Sofortprogramm für die deutsche Wirtschaft. 

Die Weltwirtschaft wächst. Derweil trüben sich die Aussichten für die deutsche Volkswirt-
schaft im Jahr 2024 weiter stark ein. Schon im Jahr 2023 schrumpfte sie um 0,3 Prozent, das 
produzierende Gewerbe sogar um 1,5 Prozent. Zahlreiche Unternehmen verlagern Teile oder 
gar die gesamte Produktion aufgrund der hierzulande ungünstiger werdenden wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen in das europäische oder außereuropäische Ausland. Die Ampel-
Regierung hat Deutschland auf einen Pfad der Rezession, der Deindustrialisierung und des 
wirtschaftlichen Abstiegs geführt. 

Deutschland braucht jetzt eine Wirtschaftswende. Wir sind ein starkes Land mit viel ökono-
mischer Substanz, tatkräftigen Arbeitnehmern und innovativen Unternehmen. Zur Entfal-
tung dieser Stärke muss die Bundesregierung die Rahmenbedingungen des Standorts 
Deutschland deutlich verbessern. Der Fraktionsvorsitzende Friedrich Merz MdB und der Erste 
Stellvertretende Vorsitzende Alexander Dobrindt MdB haben den Bundeskanzler in einem 
Brief aufgefordert, neben mittel- und langfristigen Maßnahmen zur Stärkung der strukturel-
len Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft jetzt ein Paket aus Sofortmaßnahmen auf 
den Weg zu bringen, um den Standort Deutschland zu sichern und zu stärken. Diese 

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
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Vorschläge stellen wir mit einem Antrag zur Abstimmung im Bundestag und fordern die Ko-
alitionsfraktionen dazu auf, sich diesem anzuschließen.  

Unser Sofortprogramm umfasst 12 Punkte, darunter die steuerliche Begünstigung von Über-
stunden für Vollzeitbeschäftigte; die Einführung von strengeren Sanktionen für Bürgergeld-
bezieher, wenn die Arbeitsaufnahme verweigert wird; die vollständige Rücknahme der von 
der Bundesregierung geplanten Steuererhöhung für Landwirte; sowie die dauerhafte Senkung 
der Stromsteuer auf das europäische Minimum (0,05 Cent/kWh) und die Halbierung der Netz-
entgelte.  

Bezahlkarte jetzt rechtssicher einführen – Blockade beenden. 

Mit der Bezahlkarte sollen Barauszahlungen an Leistungsempfänger nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz eingeschränkt und dadurch Möglichkeiten zum Missbrauch der staatlichen 
Unterstützung – etwa in Form von Zahlungen an Schlepper oder Überweisungen ins Ausland 
– erschwert werden. Asylbewerber erhalten nicht weniger Leistungen, sondern diese nur in 
anderer Form. Zugleich können Bezahlkarten dazu beitragen, den Verwaltungsaufwand bei 
den Kommunen zu reduzieren.  

Ende Januar hat die Arbeitsgruppe der Länder einen wichtigen Schritt in Richtung einer bun-
desweiten Einführung einer Bezahlkarte genommen und gemeinsame Rahmenbedingungen 
beschlossen. Damit die Bezahlkarte bundesweit volle Wirkung entfalten kann, braucht es Än-
derungen des Asylbewerberleistungsgesetzes. Doch wieder einmal streitet die Ampel über die 
nötigen nächsten Schritte. Die Grünen haben erklärt, keiner Änderung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes zustimmen zu wollen. Das führt dazu, dass das Vorhaben im Streit der Ampel 
feststeckt.  

Die Grünen müssen ihre ideologisch motivierte Blockade sofort beenden. Dies werden wir in 
einer „Aktuellen Stunde“ einfordern. Es ist unverantwortlich, dass die Grünen diese Gesetzes-
änderung nun blockieren – entgegen den Verabredungen in der eigenen Koalition. Wir for-
dern den Bundeskanzler dazu auf, endlich für Ordnung in seiner eigenen Koalition zu sorgen 
und diese wichtige Maßnahme zur Begrenzung der irregulären Migration endlich auf den Weg 
zu bringen. 

Cannabislegalisierung stoppen, Gesundheitsschutz verbessern – Aufklärung, Präven-

tion und Forschung stärken.  

In dieser Woche will die Ampel-Koalition in abschließender zweiter und dritter Lesung die 
Legalisierung von Cannabis beschließen. Cannabis soll künftig nicht mehr zu den verbotenen 
Substanzen nach dem Betäubungsmittelgesetz gehören, Besitz und Konsum bleiben unter be-
stimmten Bedingungen straffrei.  

Die geplante Cannabislegalisierung ist gesundheitspolitisch fatal und im höchsten Maße ver-
antwortungslos. Mit dieser Einschätzung sind wir auf der Seite des überragenden Teils der 
Fachwelt. Unter anderem haben sich die führenden Verbände der Kinder- und Jugendmedi-
ziner, der Kinder- und Jugendpsychiater, die Bundesärztekammer, die Gewerkschaft der Poli-
zei, der Bund Deutscher Kriminalbeamten, der Berufsverband der Lehrkräfte und Pädagogen 
sowie viele weitere Verbände mit dem eindringlichen Appell „Aus Verantwortung zu unserem 
Land - die geplante Cannabislegalisierung stoppen“ gegen das Gesetz ausgesprochen. Auch 
die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder lehnt die geplante Can-
nabislegalisierung einhellig und eindrücklich ab. 

https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/Gemeinsames_Schreiben_MdBs_Cannabis-Legalisierung_08122023.pdf
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Die Gründe für die Ablehnung der geplanten Cannabislegalisierung sind vielfältig: Sie reichen 
von erheblichen Gesundheitsrisiken – insbesondere für die Entwicklung Jugendlicher und 
junger Erwachsener – über völlig irreale Hoffnungen der Befürworter, den Schwarzmarkt aus-
trocknen zu können. Hinzu kommen viele offene Fragen über Folgewirkungen eines legalen 
Cannabiskonsums im Straßenverkehr oder am Arbeitsplatz. Der Drogenpolitik der Ampel be-
gegnen wir mit einer klaren Antwort: Nicht mit unseren Kindern!  

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU 

                                                                                   zurück zur Übersicht 

 

II Februar 2024 im Parlament 
______________________________________ 

 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Verlängerung der Arbeit der Enquete-Kommission „Lehren aus Afghanistan für das 

künftige vernetzte Engagement Deutschlands“.  In dieser Woche debattieren wir den Zwi-

schenbericht der Enquete-Kommission „Lehren aus Afghanistan für das künftige ver-

netzte Engagement Deutschlands“. Die Enquete hat bereits jetzt – nicht zuletzt dank der 

engagierten Arbeit der CDU/CSU-Mitglieder der Kommission – einen maßgeblichen Beitrag 

zur Aufarbeitung der Stärken und Schwächen des vernetzten Ansatzes leisten können. Diese 

wichtige Arbeit sollte unbedingt fortgeführt werden. 

Mit Entschlossenheit für neues Vertrauen und eine gemeinsame Sicherheits- und Eu-

ropapolitik in den deutsch-polnischen Beziehungen sowie eine Neuaufstellung des 

Weimarer Dreiecks eintreten. Wir freuen uns über den Erfolg unserer EVP-Schwesterpartei 

Bürgerplattform (PO) bei den Parlamentswahlen in Polen. Daraus ergibt sich eine einmalige 

Gelegenheit zur Neubelebung der deutsch-polnischen Beziehungen. Die Ampel lässt diese 

Möglichkeit jedoch ungenutzt verstreichen. Hinzu kommt eine in zentralen Ämtern neu auf-

gestellte französische Regierung, die offensichtlich gewillt ist, die unter Bundeskanzler 

Scholz verschlechterten deutsch-französischen Beziehungen wieder erstarken zu lassen. Die 

Lage ist also günstig, um dem Weimarer Dreieck wieder neue Bedeutung zu verschaffen – nur 

zieht die deutsche Ecke partout nicht mit. Mit unserem Antrag fordern wir, dass die Bundes-

regierung sich wieder verstärkt der Pflege der deutsch-polnischen und deutsch-französischen 

Beziehungen widmet und das Weimarer Dreieck hierfür wieder aufleben lässt. 

Deutschland braucht sichere Grenzen – Nationale Grenzkontrollen verlängern, bis EU-

Außengrenzen wirksam geschützt sind.  Seit dem 16. Oktober 2023 hat die Bundesregie-

rung endlich Kontrollen an den EU-Binnengrenzen zu Polen, Tschechien und zur Schweiz an-

geordnet – zusätzlich zu Österreich, wie bisher auch. Diese Grenzkontrollen waren angesichts 

der Migrationslage überfällig und zeigen Erfolge bei der Steuerung und Begrenzung der irre-

gulären Migration. Allerdings sind die Grenzkontrollen laut den Ankündigungen der Bundes-

regierung gegenüber der EU aktuell nur bis zum 15. März 2024 vorgesehen. Mit unserem An-

trag stellen wir fest: Deutschland kann es sich nicht erlauben, nach diesem Zeitpunkt auf den 

Schutz seiner Grenzen zu verzichten. Die Bundespolizei hat die Maßnahmen erfolgreich 



 
  

begonnen und sollte sie über den 15. März fortführen – zumal im Frühling und Sommer in 

der Regel mit zunehmendem Migrationsdruck zu rechnen ist. Deutschland braucht solange 

sichere Grenzen, wie der Schutz der EU-Außengrenze nicht vollständig funktioniert. 

Wiederaufbau im Ahrtal durch Anpassungen bei der Aufbauhilfe 2021 beschleunigen. 

Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche erstmalig beraten – fordern wir eine generelle 

Anpassung der Regelungen für die Wiederaufbauhilfe im Ahrtal nach der verheerenden Flut 

von 2021. Der Bund und die Länder haben in großer Solidarität sehr schnell erhebliche Mittel 

für den Wiederaufbau nach den Flutereignissen im Juli 2021 zur Verfügung gestellt. Nach 

zweieinhalb Jahren fällt jedoch auf, dass der Wiederaufbau im Ahrtal wesentlich schleppen-

der verläuft als in den anderen betroffenen Regionen. Das liegt auch an dem hohen Grad der 

Zerstörungen, der in diesem Umfang nur im Ahrtal vorliegt. Eine weitere wichtige Rolle spie-

len aber auch Umsetzungsmängel auf Seiten der Landesregierung. Wir fordern die Bundesre-

gierung auf, gezielte Gespräche mit dem Land Rheinland-Pfalz aufzunehmen. Im Fokus sol-

len dabei praktische Erleichterungen und Verbesserungen bei der Abwicklung der Wiederauf-

bauhilfe stehen. Dies betrifft etwa die Zusammenlegung mehrerer gleichartiger Anlagen, die 

verbesserten Übernahme der Kosten von Aufrüstungen auf den aktuellen technischen Stand 

und die Vorfinanzierung von Projekten durch die Kommunen. Die Bundesregierung wird auf-

gefordert, den Bundestag über den Fortschritt dieser Gespräche laufend zu unterrichten. 

Für transparente Verhandlungen über das WHO-Pandemieabkommen – Gegen Fehlin-

formationen und Verschwörungstheorien. Mit unserem Antrag, den wir in dieser Woche 

erstmalig beraten, fordern wir die Bundesregierung auf, in den Verhandlungen über ein Pan-

demieabkommen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) konsequent für den Präventions-

ansatz – der umfassenden Vorbeugung von Pandemien – einzutreten. Die WHO muss durch 

das Abkommen handlungsfähiger werden, wobei ihre Befugnisse klar abgegrenzt und die 

zentrale Rolle der Mitgliedsstaaten und die Rechte der Bürger gewahrt sein sollen. Darüber 

hinaus muss sichergestellt sein, dass die Umsetzung des Abkommens in Übereinstimmung 

mit der nationalen Gesundheitspolitik der Mitgliedsstaaten erfolgt und einzelstaatliche Sou-

veränitätsrechte vollumfänglich bestehen bleiben. Darüber hinaus fordern wir die Bundesre-

gierung auf, auf eine enge Abstimmung zwischen dem Globalen Pandemieabkommen und 

den Internationalen Gesundheitsvorschriften zu dringen.  

Fußball-EM 2024 – Volle Unterstützung für ein neues Sommermärchen. Mit unserem 

Antrag greifen wir die bevorstehende Fußball-EM der Männer in Deutschland sportpolitisch 

auf. Wir werfen Fragen zu Defiziten in der Organisation auf und fordern Konzepte zur Nach-

haltigkeit und vor allem zur Sicherheit des Turniers ein. Darüber hinaus appellieren wir an 

den DFB, auf eine stärkere Verbundenheit der Nationalmannschaft mit ihren Fans hinzuwir-

ken. Aufgrund unseres Antrags wird sich der Deutsche Bundestag erstmals mit der EURO 2024 

befassen. Wir stellen die Fragen, die für ein Gelingen des Turniers unerlässlich sind. 

In dieser Woche beraten wir zwei wichtige Anträge unserer Fraktion zum Thema Kernfusion: 

Stärkung der Fusionsforschung auf Weltklasseniveau und Für einen pragmatischen, 

innovationsfreundlichen Rechtsrahmen für Fusionskraftwerke in Deutschland und 

Europa. Die öffentliche Debatte um die Energieversorgung der Zukunft ist seit geraumer Zeit 

geprägt vom Ausschließen von Energiequellen. Wer aussteigt, muss jedoch auch kraftvoll in 

Neues einsteigen können. Als Hochtechnologiestandort ist Deutschland auf eine sichere 

Energieversorgung zu wettbewerbsfähigen Preisen angewiesen. Die Fusionsenergie kann 



 
  

mittel- und langfristig zu einem Gamechanger werden. Die Bundesrepublik Deutschland be-

treibt seit Jahrzehnten intensive Grundlagenforschung im Bereich der Plasmaphysik und Fu-

sion. Zuletzt haben die rasanten internationalen wissenschaftlichen Fortschritte u.a. dazu ge-

führt, dass mehrere kommerzielle Unternehmen auch in Deutschland gegründet wurden, so-

wohl auf der Seite der laserinduzierten Trägheitsfusion als auch auf der Seite der magnetba-

sierten Verfahren. Die Finanzierung von Fusionstechnologie durch private Investoren zeigt 

die nächste Stufe auf dem Weg zu kommerziellen Kraftwerken, da diese Investoren bereits 

Erträge aus dieser Technologie erwarten. Durch die Arbeitsweise von Startups wird die Ent-

wicklung zudem beschleunigt - wie es in anderen Technologiefeldern bereits zu sehen war. 

Damit rückt die Nutzbarmachung von Fusionsenergie näher, wenngleich noch immer ein er-

heblicher Forschungs- und Entwicklungsaufwand besteht. Die Bundesregierung muss diese 

Chance nutzen und eine Strategie für die Nutzbarmachung von Fusionsenergie in Deutsch-

land auf international wettbewerbsfähigem Niveau erarbeiten. Wir brauchen ein klares Be-

kenntnis zur Fusionsenergie. 

Menschenunwürdige Zustände in der Prostitution beenden – Sexkauf bestrafen. Mit 

unserem Antrag fordern wir einen Paradigmenwechsel in der nationalen Prostitutionsgesetz-

gebung. Dazu soll ein Drei-Säulen-Modell – angelehnt an das sogenannte Nordische Modell – 

in Deutschland eingeführt werden. Zentrale Säulen dieses Models sind: Der Ausbau von Prä-

ventions- und Ausstiegsangeboten, die Einführung einer Strafbarkeit für den Kauf sexueller 

Dienstleistungen, sowie die Stärkung der Durchsetzungsautorität der Verwaltungs- und Voll-

zugsorgane. Die Strukturen des Prostitutionsmilieus sind bis auf wenige Ausnahmen selbst-

bestimmter Prostituierter zutiefst menschen- und frauenverachtend. Der überwiegende 

Mehrheitsanteil der Prostituierten ist Teil der unfreiwilligen Armuts- und Elendsprostitution 

und damit täglich sexueller Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch schutzlos ausgeliefert. Dies 

betrifft insbesondere Frauen, die laut Schätzungen über 90 % der von Sexkauf betroffenen Per-

sonen ausmachen. Aktuelle Zahlen und Berichte von Experten und Betroffenen belegen, dass 

weder das Prostituiertengesetz noch das Prostituiertenschutzgesetz das Ziel, die Lebensum-

stände für die Betroffenen zu verbessern, erreicht hat. Der Versuch, die Prostitution als einen 

normalen Beruf zu etablieren, ist selbst unter Einbindung weitreichender Verwaltungs- und 

Strafvorschriften gescheitert. Unter den aktuellen Umständen kann der Staat seine Schutz-

pflicht gegenüber den Betroffenen nicht hinreichend gewährleisten. Angesichts der gravie-

renden Missstände braucht es einen neuen Ansatz. Wir fordern die Bundesregierung deshalb 

auf, jetzt zu handeln und einen Paradigmenwechsel in der Prostitutionsgesetzgebung einzu-

leiten. 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In dieser Sitzungswoche befassen wir uns mit drei Anträgen der Bundesregierung für Man-

date für Bundeswehreinsätze. Dabei beraten wir das Mandat für die Beteiligung bewaffneter 

deutscher Streitkräfte an der maritimen EU-geführten Operation EUNAVFOR ASPIDES 

in dieser Woche bereits abschließend. Die fortwährenden Angriffe der Huthi-Miliz auf zivile 

und militärische Schiffe, insbesondere im südlichen Roten Meer und Bab al-Mandab, bedro-

hen unverändert die maritime Sicherheit und freie Schifffahrt. Die Wiederherstellung der 

Freiheit der Schifffahrt erfordert einen militärischen Einsatz im gemeinsamen Vorgehen mit 

Partnern und Verbündeten. Die EU hat daraufhin EUNAVFOR ASPIDES zum Schutz der Frei-

heit der Schifffahrt und zur Sicherheit des Seeverkehrs im Einsatzgebiet beschlossen und da-

mit die schnelle sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit der EU und Deutschlands in 



 
  

Umsetzung der Nationalen Sicherheitsstrategie unterstrichen. Im Einsatzgebiet liegt die Be-

drohung für die internationale Schifffahrt im Einsatzgebiet vornehmlich in Anti-Schiffs-Ra-

keten, Drohnen in der Luft sowie auf dem Wasser und ballistischen Raketen. Das Mandat soll 

bis zum 28. Februar 2025 laufen. Es können insgesamt bis zu 700 Soldatinnen und Soldaten 

eingesetzt werden.  

Außerdem befassen wir uns mit der Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher 

Streitkräfte an der Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsudan (UN-

MISS). Die Bundesregierung bittet den Deutschen Bundestag um Zustimmung, dass Deutsch-

land sich weiterhin an der Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsudan (UN-

MISS, United Nations Mission in the Republic of South Sudan) beteiligt. Das gegenwärtige 

Bundestagsmandat endet am 31. März 2024. Es soll bis zum 31. März 2025 verlängert werden. 

Die Mandatsobergrenze soll unverändert bei 50 belassen werden. Dieses Mandat umfasst die 

Bereiche Schutz von Zivilpersonen, Schaffung förderlicher Bedingungen für die Bereitstel-

lung humanitärer Hilfe, Beobachtungs- und Untersuchungstätigkeit auf dem Gebiet der Men-

schenrechte und die Unterstützung der Durchführung des Friedensabkommens und des Frie-

densprozesses. Die erfolgreiche Umsetzung dieses (Schutz-)Mandats durch UNMISS bleibt für 

die Stabilisierung Südsudans und seine leidgeprüfte Zivilbevölkerung unverzichtbar. Der 

deutsche militärische Beitrag für UNMISS soll weiterhin darin bestehen, sich mit Einzelper-

sonal in den Führungsstäben der Mission sowie mit Beratungs-, Verbindungs- bzw. Beobach-

tungsoffizieren zu beteiligen. 

Schließlich beraten wir das Mandat für die Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-

scher Streitkräfte an der NATO-geführten Maritimen Sicherheitsoperation SEA GUAR-

DIAN im Mittelmeer. Die Bundesregierung bittet den Deutschen Bundestag um die Fortset-

zung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte an der NATO-geführten Maritimen Si-

cherheitsoperation SEA GUARDIAN (MSO SG) im Mittelmeer bis 31. März 2025. Das Mittel-

meer bleibt eines der am stärksten befahrenen Seegebiete der Welt. Etwa ein Drittel aller über 

See verschifften Güter und ein Viertel aller Öltransporte weltweit werden durch das Mittel-

meer geleitet. Gleichzeitig wird die Sicherheit des Mittelmeeres sowohl von den anhaltenden 

Krisen in Nord- und Westafrika als auch von der regionalen Instabilität im Nahen Osten ne-

gativ beeinflusst. Sea Guardian leistet einen aktiven und wichtigen Beitrag zur Sicherung der 

Südflanke der NATO, an dem sich Deutschland weiterhin beteiligen sollte. Die personelle 

Mandatsobergrenze der einzusetzenden Soldatinnen und Soldaten bleibt bei 550. Der Auftrag, 

einen Beitrag zur Seeraumüberwachung, zum Lagebildaustausch, zum maritimen Kampf ge-

gen den Terrorismus und zur Beschränkung des Waffenschmuggels zu leisten, bleibt unver-

ändert.  

                        Zurück zur Übersicht                                                                                                                                      



 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
      

 
 
 

 

Bürgersprechstunde im März 
 

 

Soest 

Mittwoch, 06.03.2024, um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

Lippstadt 

Donnerstag, 07.03.2024, um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 
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